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V. DURCHSETZUNG UND ABHILFEMASSNAHMEN 

Artikel 10 

Jedes Mitglied trifft angemessene Maßnahmen, um: 

 a) die innerstaatlichen Rechtsvorschriften gegen Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt zu 
überwachen und durchzusetzen; 

 b) sicherzustellen, dass in Fällen von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt leichter Zugang zu 
geeigneten und wirksamen Abhilfemaßnahmen sowie zu sicheren, fairen und wirksamen Melde- 
und Streitbeilegungsmechanismen und -verfahren besteht, wie zum Beispiel: 

 i) Beschwerde- und Untersuchungsverfahren sowie dort, wo es angemessen ist, betriebliche 
Streitbeilegungsmechanismen; 

 ii) außerbetriebliche Streitbeilegungsmechanismen; 

 iii) Gerichte; 

 iv) Schutz von beschwerdeführenden Personen, Opfern, Zeuginnen und Zeugen sowie 
Hinweisgeberinnen und Hinweisgebern vor Viktimisierung oder Vergeltungsmaßnahmen; und 

 v) rechtliche, soziale, medizinische und administrative Unterstützungsmaßnahmen für 
beschwerdeführende Personen und Opfer; 

 c) die Privatsphäre der betroffenen Personen zu schützen und Vertraulichkeit zu wahren, soweit dies 
möglich und angemessen ist, und sicherzustellen, dass die Anforderungen in Bezug auf die 
Privatsphäre und Vertraulichkeit nicht missbräuchlich angewandt werden; 

 d) in Fällen von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt dort, wo es angemessen ist, Sanktionen 
vorzusehen; 

 e) vorzusehen, dass Opfer von geschlechtsspezifischer Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt 
effektiven Zugang zu geschlechterorientierten, sicheren und wirksamen Beschwerde- und 
Streitbeilegungsmechanismen, Unterstützungsangeboten, Diensten und Abhilfemaßnahmen 
haben; 
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 f) die Auswirkungen von häuslicher Gewalt auf die Arbeitswelt anzuerkennen und, soweit dies 
angemessen und praktisch durchführbar ist, ihre Auswirkungen in der Arbeitswelt zu mindern; 

 g) sicherzustellen, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer das Recht haben, sich von einer 
Arbeitssituation zu entfernen, wenn sie hinreichenden Grund zu der Annahme haben, dass diese 
Situation aufgrund von Gewalt und Belästigung eine unmittelbare und ernste Gefahr für ihr 
Leben, ihre Gesundheit oder ihre Sicherheit darstellt, ohne Vergeltungsmaßnahmen oder andere 
ungerechtfertigte Folgen zu erleiden, und die Pflicht haben, die Geschäftsleitung zu informieren; 
und 

 h) sicherzustellen, dass je nach Fall Arbeitsaufsichtsbehörden und andere maßgebliche Stellen 
befugt sind, gegen Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt vorzugehen, einschließlich durch 
den Erlass von Anordnungen sofort vollziehbarer Maßnahmen sowie Anordnungen zur 
Einstellung der Arbeit in Fällen einer unmittelbaren Gefahr für Leben, Gesundheit oder 
Sicherheit, vorbehaltlich eines etwaigen gesetzlichen Rechts auf Einspruch bei einer Gerichts- 
oder Verwaltungsbehörde. 
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